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Kreisangelegenheiten

Die 14. Sitzung des Kreisausschusses des Landkreis Main-Spessart des Landkreises Main-Spessart findet am
Montag, den 24.10.2022, um 09:00 Uhr

im großen Sitzungssaal des Landratsamtes Main-Spessart in Karlstadt statt.

Tagesordnung:

 1 Information über den Aufbau einer Vergabestelle am Landratsamt Main-Spessart

 2 21. Verordnung zur Neuabgrenzung des Landschaftsschutzgebietes "Spessart" Gemarkungen
Rothenfels und Bergrothenfels

 3 22. Verordnung zur Neuabgrenzung des Landschaftsschutzgebietes "Spessart" Gemarkung
Lengfurt

 4 Beratung und Beschlussempfehlung zur Umbesetzung des Jugendhilfeausschusses

 5 Beratung und Beschlussempfehlung zur Umsatzsteuerpflicht der Umlagezahlung der Stadt
Karlstadt für die Nutzung des Sportzentrums Karlstadt

 6 Beratung und Beschlussempfehlung zur Bewilligung einer überplanmäßigen Investitionsaus-
zahlung für die Kreisstraße MSP 24, Bahnbrücke Rohrbach, im Rahmen des vorläufigen
Jahresabschlusses 2022 durch den Kreistag

 7 Bewilligung einer außerplanmäßigen Investitionsauszahlung für das ehemalige Berufsschulge-
bäude in Marktheidenfeld im Rahmen des vorläufigen Jahresabschlusses 2022

8 Budgetierungsbericht 2022

9 Beratung und Beschlussempfehlung über die Gesamtkonzeption einer dauerhaften und
zukunftsorientierten Lösung für Katastrophenschutz und überörtlichen Ausbildung

10 Information zum aktuellen Sachstand zur Umsetzung über die Einrichtung der Interims-Atem-
schutzübungsanlage

11 Kurze Anfragen

Die 20. Sitzung des Kreistags des Landkreises Main-Spessart findet am
Freitag, den 28.10.2022, um 09:00 Uhr

in der Stadthalle, Jahnstr. 8, in Lohr a.Main statt.

Tagesordnung:

1 Bürgersprechstunde Hinweis: Fragen zu Angelegenheiten des staatlichen Landratsamtes und
zu Angelegenheiten, die auf der Tagesordnung der heutigen Sitzung stehen, sind nicht
zulässig.

A M T S B L A T T
Amtliches Organ des Landratsamtes und Landkreises Main-Spessart
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 2 21. Verordnung zur Neuabgrenzung des Landschaftsschutzgebietes "Spessart" Gemarkungen
Rothenfels und Bergrothenfels

 3 22. Verordnung zur Neuabgrenzung des Landschaftsschutzgebietes "Spessart" Gemarkung
Lengfurt

 4 Beratung und Beschlussfassung zur Umbesetzung des Jugendhilfeausschusses

 5 Beratung und Beschlussfassung zur Umsatzsteuerpflicht der Umlagezahlung der Stadt
Karlstadt für die Nutzung des Sportzentrums Karlstadt

 6 Bewilligung einer überplanmäßigen Investitionsauszahlung für die Kreisstraße MSP 24, Bahn-
brücke Rohrbach, im Rahmen des vorläufigen Jahresabschlusses 2022

 7 Budgetierungsbericht 2022

 8 Bekanntgabe der vorläufigen Umlagekraftzahlen 2023

 9 Beratung und Beschlussfassung über die Gesamtkonzeption einer dauerhaften und zukunftsori-
entierten Lösung für Katastrophenschutz und überörtlichen Ausbildung

 10 Beratung und Beschlussfassung für die Auftragsvergabe zur Erfassung von Garten- und Grün-
abfällen 2023 und optional 2024

 11 Beratung und Beschlussfassung zur Einführung der Option Abfallbehältnisse mit einem Schwer-
kraftschloss auszustatten und entsprechenden Änderung der Abfallwirtschafts- und Gebühren-
satzung

 12 Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe von Planungsleistungen zur Sanierung der
Bahnbrücke Rohrbach im Zuge der MSP 24

 13 Vorstellung Investitionsvorschau Hoch- und Tiefbau

 14 Informationen zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen "Energieeinsparmaßnahmen an
kreiseigenen Liegenschaften"

 15 Kurze Anfragen

Gesundheits- und Veterinärwesen

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung des Landratsamtes Main-Spessart zum Vollzug der Verordnung (EU) 2016/429 zu
Tierseuchen („Tiergesundheitsrecht“) i . V . m. der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung)

Aufgrund des Art. 71 Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen und
zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“) zuletzt geändert durch Art. 1
ÄndVO (EU) 2018/1629 vom 25.7.2018 (ABl. L 272 S. 11) i.V.m. § 14a der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügel-
pest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), sowie Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2
des Gesetzes über den gesundheitlichen Verbraucherschutz und das Veterinärwesen (GVVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752,
BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch Art. 32a Abs. 1 des Gesetzes vom 10. Mai 2022 (GVBl. S. 182) geändert worden ist, ergeht für
das gesamte Gebiet des Landkreises Main-Spessart folgende:

Allgemeinverfügung:

1. Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse (Geflügel oder in Gefangenschaft
gehaltene Vögel im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 oder Nr. 10 VO (EU) 2016/429) dürfen außerhalb einer gewerblichen Niederlassung
oder, ohne dass eine solche Niederlassung besteht, gewerbsmäßig nur abgegeben werden, soweit die Tiere längstens vier Tage
vor der Abgabe klinisch tierärztlich oder, im Fall von Enten und Gänsen, virologisch nach näherer Anweisung der zuständigen Be-
hörde mit negativem Ergebnis auf hochpathogenes oder niedrigpathogenes aviäres Influenzavirus untersucht worden sind. Beginn
der Viertagesfrist ist der Tag des auf der tierärztlichen Bescheinigung eingetragenen Untersuchungsdatums bzw. des Datums des
Laboruntersuchungsbefundes.

a) Im Fall von Enten und Gänsen sind die virologischen Untersuchungen jeweils an Proben von 60 Tieren je Bestand in einem
Landeslabor oder in einem für diese Untersuchung nach der Norm ISO/IEC 17025 akkreditierten Privatlabor durchzuführen.
Die Probenahme für die virologische Untersuchung hat durch eine nach § 2 Bundes-Tierärzteordnung zur Ausübung des tier-
ärztlichen Berufes befugte Person mittels eines kombinierten Rachen- und Kloakentupfers zu erfolgen. Werden weniger als
60 Enten oder Gänse gehalten, sind die jeweils vorhandenen Enten und Gänse zu untersuchen.

b) Im Fall von anderem Geflügel als Enten und Gänsen sind die zur Abgabe im Reisegewerbe vorgesehenen Tiere durch eine
nach § 2 Bundes-Tierärzteordnung zur Ausübung des tierärztlichen Berufes befugten Person klinisch zu untersuchen.

2. Die sofortige Vollziehung der in Nummer 1 des Tenors getroffenen Regelungen wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO) angeordnet.

3. Kosten werden nicht erhoben.
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4. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben.

I.

Das bislang schwerste registrierte Geflügelpest-Geschehen in Europa hat auch in Deutschland ein bis dato nicht dagewesenes Ausmaß
erreicht und breitet sich von Norddeutschland, aktuell insbesondere auch über den Handel mit Geflügel und in Gefangenschaft gehalte-
nen Vögeln Richtung Süddeutschland aus.
Trotz der umfangreichen Präventionsmaßnahmen ist daher auch in Bayern jederzeit mit einem Ausbruchsgeschehen zu rechnen. Das
Bayerische Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) kommt in seiner aktuellen Risikoeinschätzung für das Auftreten
von HPAIV in Bayern zu der Einschätzung, dass entsprechende Vorsicht insbesondere beim Handel mit Lebendgeflügel aus Nord-
deutschland, vor allem bei der Abgabe im Reisegewerbe, angezeigt ist. Um dieses Risiko einer Einschleppung des Erregers in bayeri-
sche Nutz- und Hausgeflügelbestände zu minimieren, wird es aus Sicht des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbrau-
cherschutz (StMUV) als notwendig erachtet, die Abgabe von Geflügel und in Gefangenschaft gehaltener Vögel im Reisegewerbe zu
beschränken.

II.

Das Landratsamt Main-Spessart ist gemäß Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 i .V . m. Abs. 2 GVVG sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayerisches
Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig.

zu Ziffer 1:
Die Anordnungen zur Abgabe von Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen Vögel im Sinne der Nr. 1 im Reiseverkehr wurden für
den Landkreis Main-Spessart unter Beachtung des eingeräumten Ermessens sowie des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes im Rahmen
der geltenden Rechtsvorschriften getroffen. Entsprechend Art. 71 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/429 i.V.m. § 14a Abs. 1 S. 1 und §
13 Abs. 5 S. 1 Nr. 1, S. 2 und S. 3 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung wird somit die Abgabe von Geflügel und in Gefangenschaft gehal-
tenen Vögel im Sinne der Nr. 1 im Reisegewerbe im Landkreis Main-Spessart ausschließlich unter den vorgenannten Bedingungen
zugelassen. Gemäß § 14a Abs. 1 S. 1 Geflügelpest-Verordnung kann die zuständige Behörde, soweit dies aus Gründen der Tierseu-
chenbekämpfung erforderlich ist, anordnen, dass Geflügel und in Gefangenschaft gehaltene Vögel im Sinne der Nr. 1 außerhalb einer
gewerblichen Niederlassung oder, ohne dass eine solche Niederlassung vorhanden ist, gewerbsmäßig nur abgegeben werden dürfen,
soweit die Tiere längstens vier Tage vor der Abgabe klinisch tierärztlich oder, im Fall von Enten und Gänsen, virologisch nach näherer
Anweisung der zuständigen Behörde mit negativem Ergebnis auf hochpathogenes oder niedrigpathogenes aviäres Influenzavirus unter-
sucht worden sind.

Im Fall von Enten und Gänsen gilt § 13 Abs. 5 S. 1 Nr. 1, S. 2 und 3 Nr. 1 Geflügelpest-Verordnung entsprechend. Danach sind die
Untersuchungen im Fall von Enten und Gänsen jeweils an Proben von 60 Tieren je Bestand in einer von der zuständigen Behörde be-
stimmten Untersuchungseinrichtung durchzuführen. Werden weniger als 60 Enten oder Gänse gehalten, sind die jeweils vorhandenen
Tiere zu untersuchen. Die Proben sind im Fall von Enten und Gänsen mittels eines kombinierten Rachen- und Kloakentupfers zu ent-
nehmen. Derjenige, der die Tiere abgibt, hat nach § 14a Abs. 1 S. 3 Geflügelpest-Verordnung eine tierärztliche Bescheinigung über das
Ergebnis der Untersuchung nach § 14a Abs. 1 S. 1 Geflügelpest-Verordnung mitzuführen. Die Bescheinigung ist der zuständigen Be-
hörde auf Verlangen vorzulegen. Die Bescheinigung nach § 14a Abs. 1 S. 3 Geflügelpest-Verordnung ist mindestens ein Jahr aufzube-
wahren. Die Frist beginnt mit dem Ablauf des letzten Tages des Kalendermonats, an dem die Bescheinigung ausgestellt worden ist.
Gemäß § 14a Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung gilt § 14a Abs. 1 Geflügelpest-Verordnung nicht für die Abgabe von Tieren, die unmittel-
bar zur Schlachtung verbracht werden.

Durch den Bezug von Geflügel und/oder in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 aus unterschiedlichen Haltungen und
sogar ggf. Arten, deren Durchmischung anlässlich des Transports und deren Weiterverteilung außerhalb von bzw. ohne Niederlassun-
gen auf eine Vielzahl von Tierhaltern, u.a. auch Kleinsthaltern birgt der Handel im Reisegewerbe ein erhöhtes seuchenhygienisches
Risiko für die überregionale Verschleppung der HPAI. Gemessen an den gravierenden tiergesundheitlichen Folgen einer Infektion mit
HPAIV für die betroffenen Tiere sowie die marktwirtschaftlichen Auswirkungen für die Bestände sowie auch die betroffenen Regionen in
ganz Deutschland, ist es zur Bekämpfung und Eindämmung des HPAI-Seuchengeschehens aktuell erforderlich, die Abgabe von Geflü-
gel und in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 im Reisegewerbe nur unter den vorgenannten Bedingungen zuzulas-
sen. Die angeordneten Pflichten dienen der Eindämmung des aktuell hohen Seuchenverschleppungsrisikos insbesondere durch den
Handel mit Geflügel und/oder in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 im Reisegewerbe. Zur Verfolgung dieses
Zwecks ist die Untersuchungspflicht vor Abgabe solcher Tiere eine geeignete Maßnahme, um eine Verschleppung der HPAI und das
Übertragungsrisiko weitest möglich auszuschließen.

Mildere, gleich wirksame Mittel als die angeordnete Maßnahme sind nicht ersichtlich. Der Eingriff in das Grundrecht am eingerichteten
und ausgeübten Gewerbebetrieb der betroffenen Händlerinnen und Händler ist ferner angemessen, um den Handel mit Geflügel und/o-
der in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 in der derzeitigen Situation ohne ein erhöhtes Übertragungsrisiko zu er-
möglichen. Die geforderten Untersuchungen dienen auch zur Absicherung der Handelnden, welche primär dafür Sorge zu tragen ha-
ben, dass eine Ausbreitung von Tierseuchen verhindert wird. Ein Übertragungsrisiko auf andere Haltungen von Geflügel und in Gefan-
genschaft gehaltenen Vögel im Sinne der Nr. 1 ist bei Tieren, die unmittelbar zur Schlachtung abgegeben werden, ausgeschlossen.
Daher gelten die angeordneten Pflichten nach Nr. 1. für diese Tierkategorie entsprechend § 14a Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung nicht.

zu Ziffer 2:
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 Satz 1 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeord-
net, da es sich bei der hochpathogenen aviären Influenza um eine hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, deren
Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. Die Maßnahmen zum Schutz vor
der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis
die Rechtmäßigkeit der amtlichen Verfügung zur Prävention der Seucheneinschleppung gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt
das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenstehendes privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung eines
eventuellen Widerspruchs.

zu Ziffer 3:
Die Kostenentscheidung in Nr. 3 dieses Bescheides beruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesundheitsge-
setzes (BayAGTierGesG).
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zu Ziffer 4:
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntmachung zwei Wochen
nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG
ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Von dieser Vorschrift
wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Main-
Spessart als bekannt gegeben gilt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in Würzburg
Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 97029 Würzburg,

Hausanschrift: Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg

schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll ei-
nen bestimmten Antrag enthalten.

Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt
werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nä-
here Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

- Ab 01.01.2022 muss in der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr
fällig.

Landratsamt Main-Spessart
Karlstadt, den 19.10.2022

gez.

Fabisch
Oberregierungsrätin

Wasser- und Umweltangelegenheiten

Verordnung
über das Naturdenkmal „Birnbaum bei Heßdorf“

Aufgrund §§ 28 und 22 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG)
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01. März 2022 (BGBl. I S. 3908) i.V.m. Art. 12 Abs. 1, Art. 51
Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur
(Bayerisches Naturschutzgesetz – BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl. S. 28), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes zur
Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes und der Bayerischen Kompensationsverordnung vom 30. Juni 2021 (GVBl. S. 352),
erlässt das Landratsamt Main-Spessart in der Funktion als Untere Naturschutzbehörde folgende Verordnung:

§ 1
Schutzumfang des Naturdenkmals

(1) Der nachfolgend näher bezeichnete Birnbaum (Pyrus pyraster) samt Schutzzone wird unter der Bezeichnung „Birnbaum bei
Heßdorf“ als Naturdenkmal geschützt.

(2) Die örtliche Lage des Birnbaums mit der Baumkatasternummer 57 des Landkreises Main-Spessart (Fl. Nrn. 270 und 288 der
Gemarkung Heßdorf) ergibt sich aus dem Übersichtsplan (Anlage 1 im Maßstab 1:5.000).

(3) Als Schutzzone des Naturdenkmals wird der Grünstreifen zwischen dem Weg und der Ackerfläche Fl. Nr. 288 (auf Höhe des
Baumes beträgt der Abstand zum Acker 1,50 m; Abstand zum Weg 1 m; siehe Anlage 2 im Maßstab 1:1.000) festgelegt.

(4) Die Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil dieser Verordnung.
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§ 2
Verbotene Handlungen

(1) Die Beseitigung des Naturdenkmals sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des
Naturdenkmals oder seiner Schutzfläche führen können, sind verboten.

(2) Insbesondere ist es verboten:
1. den als Naturdenkmal festgesetzten Baum, dessen Stamm, Rinde oder Wurzelwerk zu verletzen oder in sonstiger

Weise zu verändern oder zu beschädigen,
2. Teile des Naturdenkmals abzuschneiden, abzubrechen, zu beseitigen, zu beschädigen oder auf sonstige Weise zu

beeinträchtigen,
3. in der unter § 1 Abs. 3 genannten Schutzzone die Bodengestalt zu verändern, Abgrabungen oder Aufschüttungen

vorzunehmen, den Boden zu verdichten oder in sonstiger Weise ganz oder teilweise zu beeinträchtigen,
4. die Bodenoberfläche zu verändern, zu befestigen oder in sonstiger Weise ganz oder teilweise zu versiegeln,
5. den Wasserhaushalt des Bodens zu beeinträchtigen,
6. Inschriften, Plakate, Bild- oder Schrifttafeln anzubringen oder Bänke  aufzustellen,
7. das Naturdenkmal zu besteigen, die Schutzfläche außerhalb der zugelassenen Wege zu befahren, dort Fahr-
zeuge zu parken,  Gegenstände, Abfall, Schutt oder Unrat abzustellen oder abzulagern,
8. auf der Schutzfläche zu lagern, zu zelten, Wohnwagen oder Zelte  aufzustellen, zu lärmen, Feuer anzuzünden
oder zu unterhalten,
9. zu düngen oder Pflanzenbehandlungsmittel auszubringen,
10. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen,

            11. bauliche Anlagen nach Art. 2 Bayerische Bauordnung (BayBO) zu errichten, zu ändern oder zu erweitern, auch
wenn sie einer baurechtlichen Genehmigung nicht bedürfen.

§ 3
Ausnahmen

(1) Ausgenommen von den Verboten nach § 2 Abs. 1 und 2 sind

1. unaufschiebbare Maßnahmen zur Wiederherstellung der Verkehrssicherheit,
2. die von der Unteren Naturschutzbehörde angeordneten Überwachungs-, Schutz-, Pflege- und Gestaltungsmaßnahmen,
3. Maßnahmen zur Unterhaltung und Pflege der bei Erlass der Verordnung bestehenden Inschriften, Plakate, Bild- oder

Schrifttafeln, Feldkreuze und Bildstöcke.

(2) Im Einzelfall kann die Untere Naturschutzbehörde Ausnahmen von den Verboten nach § 2 Abs. 2 zulassen, wenn dadurch
das Naturdenkmal und seine Schutzfläche nicht beseitigt, zerstört, beschädigt oder erheblich verändert wird oder wenn durch
Nebenbestimmungen das Eintreten dieser Wirkung verhindert werden kann.

(3) Die Erlaubnis kann unter Bedingungen, Auflagen, befristet oder widerruflich erteilt werden. Zur Gewährleistung der Erfüllung
dieser Nebenbestimmungen kann eine angemessene Sicherheitsleistung gefordert werden.

§ 4
Befreiungen

(1) Auf Antrag kann von den Verboten nach § 2 dieser Verordnung eine Befreiung gemäß § 67 Abs. 1 BNatSchG erteilt werden.

(2) Die Befreiung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. § 15 Abs. 1 bis 4 und Abs. 6 BNatSchG sowie § 17
Abs. 5 und 7 BNatSchG finden auch dann Anwendung, wenn kein Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des § 14
BNatSchG vorliegt.

§ 5
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. eine der in § 2 dieser Verordnung verbotenen Handlungen vornimmt, sofern diese nicht unter die Ausnahmen nach § 3 fällt
oder durch Befreiung gemäß § 4 zugelassen worden ist.

2. einer vollziehbaren Nebenbestimmung nach § 4 Abs. 2 nicht nachkommt.

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können gemäß Art. 57 Abs. 1 BayNatSchG mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro
geahndet werden.

§ 6
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer amtlichen Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig wird die im Amtsblatt Nr. 9 des damaligen Landkreises Gemünden am Main veröffentlichte Eintragung Nr. 36 der
Verordnung zur Sicherung von Naturdenkmalen im damaligen Landkreis Gemünden vom 01.03.1952 in Gestalt des § 1 Abs.
2 Nr. 1 der im Amtsblatt Nr. 28 des Landkreises Main-Spessart veröffentlichten Änderungsverordnung vom 25.11.1993 aufge-
hoben.
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(3) Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 bis 6 BayNatSchG ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres
nach Bekanntmachung der Rechtsverordnung schriftlich unter der Angabe der Tatsachen, die die Verletzung begründen sol-
len, beim Landratsamt Main-Spessart, Marktplatz 8, 97753 Karlstadt, geltend gemacht wird.

Landratsamt Main-Spessart
Karlstadt, den 12.10.2022

gez.

Sabine Sitter
Landrätin

Anlage 1 der Verordnung über das Naturdenkmal „Birnbaum bei Heßdorf“: Übersichtsplan im Maßstab 1 : 5.000
Anlage 2 der Verordnung über das Naturdenkmal „Birnbaum bei Heßdorf“: Lageplan im Maßstab 1 : 1.000



Anlage 1 zur Verordnung über das Naturdenkmal „Birnbaum bei Heßdorf“
Verordnung vom 12.10.2022

1:5000



Anlage 2 zur Verordnung über das Naturdenkmal „Birnbaum bei Heßdorf“
Verordnung vom 12.10.2022

1:1000
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